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Imperialismus war und ist immer Scheiße. Doch im letzten Jahr hat sich die Welt so dramatisch
verändert wie seit dem Zusammenbruch des Ostblocks und der letzten großen Krise nicht mehr.

In Hamburg konnten sich die 20 mächtigsten Staaten der Erde noch auf eine gemeinsame
Abschlusserklärung verständigen. Trump brüskierte zwar Merkel und stellte sich gegen das Pariser
Klimaabkommen – aber sie standen noch am Beginn vom Ende einer langen Freundschaft unter den
Großmächten.

Beim G7-Gipfel in Kanada, bei dem die HauptrivalInnen des Westens ohnehin fehlten, konnten sich
die „traditionellen“ imperialistischen Mächte nicht einmal auf eine Abschlusserklärung
verständigen. Per Tweet entzog Trump dem Papier die Zustimmung, das ohnedies schon
inhaltsleerer als frühere Formelkompromisse war.

Im letzten Jahr hat die Zuspitzung der innerimperialistischen Konkurrenz einen neuen Höhepunkt
erreicht. Ein Welthandelskrieg zeichnet sich nicht am fernen Horizont ab – er steht, sollten die
großen RivalInnen nicht doch noch zurückrudern, kurz vor seinem Ausbruch.

Kein Wunder, dass seit dem G20-Gipfel Militarisierung, Aufrüstung, Rassismus und Autoritarismus
die Welt noch mehr prägen. Sie ist ein Pulverfass geworden – und jeden Tag wird nicht nur eifrig
gezündelt, sondern auch neue Pulverfässer werden herangeschafft.

Die Erinnerung an die „humanitären“ Versprechen der G20, allen voran der „Plan für Afrika“, sind
heute schon so verblasst, als wären sie nie gemacht worden. Ernst waren sie ohnedies nie gemeint,
ernst genommen wurden sie offenkundig auch nicht.

Im Sommer 2017 wurden noch die „Zusammenarbeit“, der Welthandel, sogar die „Verantwortung
für das Weltklima“ beschworen. Ab nimmt die Temperatur seither allerdings nur bei den
Zusammenkünften der großen Mächte. Dort geht es frostig zu, während das Eis an den Polkappen
schmilzt.

Neue Qualität der Repression

Der Hamburger Gipfel sollte, wäre es nach Merkel und der deutschen Bundesregierung gegangen,
zu einer Inszenierung der Zusammenarbeit, einer gemeinschaftlichen, fürsorglichen und rationalen
Weltbeherrschung werden, zur Tagung einer informellen Weltregierung. Das Vorhaben scheiterte
nicht nur im Konferenzsaal.

Die innenpolitischen Erfordernisse, die mit verschärfter globaler Konkurrenz einhergehen, machten
sich auch auf den Straßen und in den Protestcamps Hamburgs bemerkbar. Die bürgerlich-
demokratischen Rechte wurden für eine Woche weitgehend außer Kraft gesetzt – nicht nur für die
G20-GegnerInnen, sondern auch für die Bevölkerung, deren Wohnbezirke in unterschiedlich intensiv
überwachte „Zonen“ aufgeteilt wurden.

Ein großes Protestcamp wurde geräumt, ein anderes wurde zur Tortur mit Schlafentzug, Sperren
von Wasseranschlüssen und Polizeirazzien. Die Demonstration „Welcome to Hell“ wurde nach
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wenigen Metern brutal zerschlagen, wobei die Bullen schwere Verletzungen billigend in Kauf
nahmen. Nur zufällig wurde niemand getötet. Auch bei den Blockadeversuchen ging die Polizei
besonders brutal vor. Brennende Autos waren die Antwort von Ohnmacht und Verzweiflung, die
wenigstens zeigen sollten, dass die Menschen sich noch wehren können. Politisch und taktisch
waren sie zwar sinnlos – aber die Hetze der bürgerlichen Presse stellte die Realität auf den Kopf wie
selten zuvor. „Terror“ drohe in Hamburg, titelte nicht nur die Springerpresse. Gemeint waren ganz
normale DemonstrantInnen. Gleichzeitig wurden der staatliche Terror, die Aufhebung
demokratischer Rechte, das Verletzen hunderter und die Einschüchterung tausender AktivistInnen
unter den Teppich gekehrt und gerechtfertigt. Nicht nur die Hardliner aus Polizei und den rechten
Parteien, auch der rot-grüne Senat unter Olaf Scholz stellten sich ohne Wenn und Aber auf Seiten
der bezahlten SchlägerInnen. Schließlich liefen auch nicht nur einzelne Bullen oder Polizeieinheiten
Amok. Die systematische Terrorisierung der G20-GegnerInnen, deren Einschüchterung und
Erniedrigung war Ziel der „Maßnahmen“. Hamburg war nicht das Ende, sondern der Beginn einer
Entwicklung zu mehr Autoritarismus und innerer Aufrüstung.

Seither hat Bayern ein neues Polizeiaufgabengesetz erlassen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen
werden folgen. Die Befugnisse der Bundespolizei und des Bundeskriminalamts wurden ausgeweitet,
die Budgetmittel für die Repressionskräfte aufgestockt.

Die sog. „Sonderkommission Schwarzer Block“ hat hunderte Verfahren angestrengt und lässt bis
heute willkürlich Hausdurchsuchungen vermeintlicher „GewalttäterInnen“ durchführen. Rund 3000
Ermittlungsverfahren laufen bis heute.

Was bleibt von einer Zäsur?

Trotz der massiven Repression, Vorkontrollen und medialer Hetze demonstrierten am 8. Juli 76.000
Menschen gegen die G20 – ein beachtlicher Erfolg.

Auch während des letzten Jahres sowie in diesem konnten gegen das Bayrische
Polizeiaufgabengesetz oder gegen den Berliner AfD-Aufmarsch Zehntausende mobilisiert werden. An
den Warnstreiks der Tarifrunden beteiligten sich hunderttausende KollegInnen, die auch bereit
gewesen waren, für bessere Abschlüsse zu kämpfen.

Trotz Rechtsrucks zeigt sich das vorhandene Kampfpotenzial in der ArbeiterInnenklasse, unter der
Jugend, unter all jenen, die demokratische Rechte verteidigen oder RassistInnen entgegentreten
wollen.

Doch diese Ansätze von Widerstand sind so zersplittert wie vor der Mobilisierung in Hamburg. Zur
Vernetzung und Koordinierung wurde exakt nichts getan. Weder vor noch nach den Gipfelprotesten
wurde ein Plan entworfen oder auch nur diskutiert, wie aus einer bundesweiten, einmaligen
Aktionswoche und Demonstration eine dauerhafte Struktur des Widerstandes werden könnte.
Verantwortlich dafür sind nicht die Massen und auch nicht jene kleineren Gruppierungen und
Organisationen, die nicht über die Mittel verfügen, eine breite Einheitsfront zu tragen oder zu
erzwingen. Im Gegenteil. Gruppen wie ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION haben das ihnen
Mögliche getan, diese Vorschläge zu verbreitern und zu propagieren.

Vielmehr haben die „großen Player“ der G20-Mobilisierung – die Linkspartei und ihre Gliederungen,
attac, linkere Gewerkschaften und die Interventionistische Linke, die das post-autonome Spektrum
anführte – nichts getan, um auch nur einen Schritt weiterzukommen. Am ersten Juliwochenende
finden in Hamburg zwar Veranstaltungen, Konzerte, Filmvorführungen und eine Demonstration
statt. Das ganze Programm gleicht aber eher einer Gedenkveranstaltung als einer Versammlung von
AktivistInnen, die für eine bessere Zukunft kämpfen wollen.



Besser koordiniert ist heute die Gegenseite, die ohnedies schon in der Vorhand war. Das liegt aber
nicht nur daran, dass der Widerstand nicht organisiert wird.

Auch der Ernst der Situation wird unterschätzt. Während der barbarische Charakter des globalen
Systems immer deutlicher hervortritt und die inneren Widersprüche des Kapitalismus weiter zum
offenen Ausbruch, also einer nächsten Krise drängen, will die Linke vom Imperialismus immer
weniger wissen. Das ist keine terminologische Frage. Es geht vielmehr darum, dass den
reformistischen wie auch den „linksradikalen“ Gruppierungen durchaus bewusst ist, dass eine
realistische Analyse der aktuellen Situation auf die Verschärfung der Krise und die unvermeidliche
Zuspitzung der imperialistischen Konkurrenz verweist.

Das allein entzieht allen Hoffnungen auf eine „friedliche“, parlamentarische Transformation des
Kapitalismus, auf eine mehr oder weniger langwierige reformistische Strategie den Boden. Sie
waren und sind nämlich allesamt unrealistisch.

Realistisch ist nur der Klassenkampf – realistisch ist nur eine Strategie, die das imperialistische
System in seiner Gesamtheit und international bekämpft. Natürlich werden die reformistischen
Kräfte und ihre TheoretikerInnen diese Sicht zurückweisen und ideologisch bekämpfen. Aber ihre
Weigerung, auch nur den Kampf für demokratische und soziale Rechte, also den Kampf für
Reformen zu führen, ihre Weigerung, den Schwung der G20-Mobilisierung für ein Aktionsbündnis
gegen die Regierung und die Rechte zu nutzen, weisen darauf hin, dass auch sie eine grundlegende
Veränderung der Lage wahrnehmen.

Ihnen kommt durchaus zu Bewusstsein, dass jede bedeutende Verbesserung oder die Abwehr jedes
größeren Angriffs nur durch einen entschlossenen Kampf, durch Massenaktionen und Streiks
möglich ist. In Hamburg hat unser Feind selbst Demonstrationen und Blockaden, die letztlich einen
symbolischen Charakter hatten, niedergeschlagen, als handle es sich um einen Aufstand. Das zeigt,
wozu der Klassenfeind bereit ist – und wovor und warum die ReformistInnen zurückschrecken. Das
zeigt aber auch, worauf wir uns vorbereiten müssen.


